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Alexandra Weissmeint, die
immer größere soziale Un-
gleichheit schmälere auch
die politische Gleichheit.

Feudale
Verhältnisse?

Die Vermögensverteilung wird immer unglei-
cher, seitKurzemgibtesauchkonkreteZahlen

dazu. In Österreich besitzt das reichste ein Pro-
zent rund 40 Prozent des Nettovermögens, wäh-
rend auf die unteren 50 Prozent etwa 2,5 Prozent
entfallen. Seit den 1980ern nahmdieUngleichheit
zu – nicht zufällig wurde zeitgleich das Ende sozi-
alstaatlicher Massenintegration und staatlicher
Steuerung eingeläutet. Deregulierung vonMärk-
ten, Atypisierung von Arbeitsverhältnissen oder
der Abbau von sozialstaatlichen Leistungen sind
Leitprinzipien neoliberaler Politik. Profitiert ha-
ben davon die oberen Schichten. Dass Frauen
auch hier klar im Nachteil sind, überrascht kaum.
Die zunehmende soziale Ungleichheit gefähr-

det die politischeGleichheit der Bürgerinnen und
Bürger. SozialeSicherheit
isteineVoraussetzungfür
Teilhabe an der Gesell-
schaft. Wenn Arbeitsmi-
nister Kocher oder ÖVP-
Wirtschaftsbundobmann
Mahrer die Senkung des
ohnehin niedrigen Ar-
beitslosengeldes fordern,
stellen sie genau das in-
frage, schreiben die Pre-

karitätderunterenKlassen fortundverstärkensie
noch. Hier geht es nicht darum, Anreiz für Arbeit
zu schaffen, sondernMenschen dazu zu bringen –
oder zu zwingen – Arbeit zu jeder Bedingung zu
akzeptieren.Zwang istdabei einMittel gegen jene,
die man nicht als Gleiche anerkennt.

Während Unterschichten in Billiglohn-Sekto-
ren abgedrängt werden, klaffen an der Spit-

ze Einkommen und Leistung immer weiter ausei-
nander, wie der Fall des zurückgetretenen ÖBAG-
Vorstands Schmid zeigt. Offensichtlich wurde,
dass nicht meritokratische Prinzipien über Posi-
tionenentscheiden, sondernBeziehungenunddie
Nähe zur Macht. Ob das je anders war, oder ob
vormoderne, ständische Prinzipien nicht immer
schon ausschlaggebender für Aufstieg und Erfolg
waren, darüber lässt sich streiten. Es wurde hier
aber wohl eine neue Qualität erreicht. Neu ist
auch, dassdenunterenKlassennicht einmalmehr
die Illusion eines Aufstiegsversprechens bleibt,
manchen nicht einmal bloße Existenzsicherung.
Alle ihreAnstrengungenmüssen ins Leere laufen,
wenn allein Herkunft und Netzwerke über Le-
benschancen entscheiden.
AlexandraWeiss, Politikwissenschafterin, Innsbruck

Offensichtlich
wurde, dassnicht
meritokratische
Prinzipienüber
Positionen
entscheiden,
sonderndieNähe
zurMacht.

IM BLICKPUNKT | EBRAHIM RAISI

„Richter Gnadenlos“ an der Spitze des Irans

milie in Maschhad im Nordosten des
Irans und trägt den schwarzen Turban
eines „Seyyed“, einesNachfahrens des
ProphetenMohammed. Inderheiligen
Stadt Qom studierte Raisi Theologie
und islamisches Recht bei seinem heu-
tigen Förderer, Revolutionsführer Ali
Khamenei. Dass Khamenei in dem
künftigen Präsidenten einen treuen

Anhänger sieht, steht fest. Indem
er Raisi denWahlsieg sicher-
te, fachte der 82-jährige
Khamenei auch Spekula-
tionen an, wonach Raisi
nicht nur als neuer Staats-
chef auserkoren wurde,
sondern auch als künftiger

Revolutionsführer nach
Khameneis Tod. Auch Khame-

nei war Staatspräsident, als er 1989
zumNachfolger von Ajatollah Ruhol-
lah Khomeini aufstieg. Allerdings
könnten die Manipulationen bei der
Präsidentenwahl und die niedrige
WahlbeteiligungdiePositionvonRaisi
geschwächt haben. Außerdem gibt es
noch andere Mitglieder der Elite, die
sich Hoffnungen auf die höchste Posi-
tion im Staat machen, darunter Kha-
meneis SohnMojtaba. ThomasSeibert

Beliebt ist Irans designierter Präsi-
dent Ebrahim Raisi bei vielen

Landsleuten nicht – aber gefürchtet.
Ende der 1980er Jahre sei Raisi als da-
mals junger Jurist von einer iranischen
Stadt in die andere geflogen und habe
Hinrichtungen angeordnet, erzählen
sich ältere Iraner nach Angaben des
Iran-Experten Eskandar Sadeghi von
der Londoner Goldsmiths-Uni-
versität. Die Exil-Oppositions-
gruppeNCRI nennt Raisi ei-
nen „Massenmörder“, und
auch Amnesty Internatio-
nal fordert Ermittlungen
gegen ihn wegen Verbre-
chengegendieMenschlich-
keit. Nach Einschätzung der
US-BehördenmachtesichRaisi
auch bei der Niederschlagung von
Protesten nach der manipulierten Prä-
sidentenwahl von 2009 schuldig. Die
USA haben Raisi mit Sanktionen be-
legt,wasAuftritte imAuslanddiploma-
tisch kniffligmachen könnte.Dochder
60-Jährige dürfte sich davon nicht be-
eindrucken lassen. Das Präsidenten-
amt soll für ihn nur eine Zwischensta-
tion zu noch höherenWeihen sein.
Raisi stammt aus einer frommen Fa-

Kritiker nennen den designierten Präsidenten einen „Massenmörder“.
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